
Gefördert durch:   Mit Unterstützung von:  

 

 

 

Programmspezifische Förderrichtlinie für Projektförderungen auf 
Grundlage der Konzeption des Bundes für die Gedenkstätten zur 

Aufarbeitung der NS - Terrorherrschaft und der SED - Diktatur  
 

 
1. Förderziele und Zuwendungszweck  

Die Förderrichtlinie bezieht sich auf die „Konzeption des Bundes für die Gedenkstätten zur 

Aufarbeitung der NS -Terrorherrschaft und der SED -Diktatur“ mit Stand vom 12. November 

2025.  

 

Der Bund gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und der Allgemeinen 

Verwaltungsvorschriften zu §§ 23, 44 BHO Zuwendungen  für Projekte, die von, an oder im 

direkten Zusammenhang mit Gedenkstätten und Erinnerungsorten zur Aufarbeitung und 

Erinnerung an die Verbrechen der NS - Gewaltherrschaft oder der kommunistischen Diktatur 

in der SBZ und der DDR durchgeführt werden. Übergeor dnetes Ziel der Projektförderung sind 

die Aufarbeitung der NS -Terrorherrschaft und der SED -Diktatur sowie die Stärkung der 

Erinnerungskultur. Die Förderung umfasst Projekte, die die aktuellen Herausforderungen der 

Erinnerungskultur wie den Erhalt der histo rischen Bausubstanz, die Digitalisierung der 

Lebenswelten, den generationellen Wandel, die zunehmende Heterogenität der Bevölkerung 

und Angriffe auf die freiheitlich - demokratische Grundordnung adressieren.  

  

Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht nicht. BKM entscheidet nach 

pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.  

 

Hierzu wurden drei Förderfelder festgelegt, die innerhalb eines Antrags miteinander 

kombiniert werden können.  

 

 
2. Gegenstand der Förderung (Förderfelder)  

 

I. Erhalt der historischen Orte  

Sicherung und denkmalgerechter Erhalt historischer Orte (Liegenschaften, Gebäude und 

Gräber, insoweit sie Teil einer Gedenkstätte sind), sofern die Bildungsarbeit nachhaltig 

gestärkt wird.  

 

Als förderfähig anerkannt werden können grundsätzlich Ausgaben für:  

• Umbau - , Modernisierungs -  und Restaurierungsmaßnahmen historischer 

Bausubstanz,  

• Neubaumaßnahmen (sind nur für die Nutzung zu Bildungs -  oder 

Verwaltungszwecken förderfähig),  

• Sanierung von später hinzugefügten Gebäuden für Bildung und Verwaltung . 

 

II.  Digitalisierung und digitale Lebenswelten  



• Erstellung und Weiterentwicklung digitaler Kommunikations -  und 

Informationsangebote, einschließlich Webseiten, Blogs, Social -Media -Profilen sowie 

Social - Media -Kampagnen, auch in Kooperation mehrerer Gedenkstätten,  

• Entwicklung, Erprobung, Implementierung und Weiterentwicklung digital gestützter 

Bildungs -  und Vermittlungsangebote (auch kombiniert mit Formaten vor Ort) wie 

z.  B. Online -Lehrmaterialien, digitale Lernmedien, Citizen - Science - Projekte,  

• Digitale und hybride Anwendungen zur Orientierung, Information und 

Wissensvermittlung (z.  B. Apps, Mixed -Media - Formate oder vergleichbare 

Anwendungen für Besuchendenführung und - information),  

• Planung und Durchführung von digitalen Veranstaltungen und Ausstellungen,  

• Projekte, die sich den Herausforderungen der Künstlichen Intelligenz im Bereich der 

Erinnerungskultur stellen,  

• Maßnahmen, die geeignet sind, Gedenkstätten dabei zu unterstützen, ihre Archive, 

Sammlungen und Objekte zu digitalisieren und Digitalisate zu sichern bzw. zu 

kennzeichnen, sind im Einzelfall förderfähig, wenn sie mit innovativen 

Vermittlungskonzepten verbu nden sind.  

 

III.  Vermittlung und anwendungsbezogene Forschung  

• Dauer - , Sonder -  und Wanderausstellungen (darunter auch grundlegende 

Erneuerungen, Erweiterungen, sowie die dafür erforderlichen konzeptionellen und 

inhaltlichen, gestalterischen, technischen sowie baulichen Anpassungen),  

• Entwicklung, Erstellung, Erprobung und Implementierung von neuen 

Vermittlungsformaten, Outreach - Projekten oder Beteiligungsformaten,  

• Forschung in Bezug auf den historischen Ort und seine lokale Verankerung, auf Opfer 

oder Opfergruppen der dort verübten Verbrechen und auf Täter oder Tätergruppen, 

die am historischen Ort gewirkt haben, sowie zur Nachgeschichte der Verbrechen und 

der Erinn erungsgeschichte, insbesondere in Verbindung mit Vermittlungsangeboten,  

• gemeinsame Projekte mehrerer Gedenkstätten oder von Gedenkstätten in 

Zusammenarbeit mit Museen, Forschungseinrichtungen und Archiven (den Antrag 

stellt federführend eine Gedenkstätte), insbesondere in Verbindung mit Vermittlung,  

• Vorbildformate für andere Gedenkstätten (Best Practice),  

• Projekte zur Stärkung von Besuchendenorientierung und - partizipation sowie zur 

Wirkungsforschung,  

• Projekte zur Orientierung und Partizipation unmittelbar Betroffener und ihrer 

Angehörigen.  

 

Nicht Gegenstand der Förderung sind  

• historische Grundlagenforschung,  

• technische Grundausstattung von Gedenkstätten,  

• grundständige Förderung von Jugendbegegnungsstätten,  

• reine Finanzierung von Gedenkstättenfahrten und - besuchen,  

• reine Filmproduktionen,  

• reine Druckkostenzuschüsse,  

• reine Digitalisierung von Archivmaterial oder Sammlungsgut.  

 

 
3. Kriterien der Förderung  

Durch den Bund geförderte Projekte müssen von allgemeinem Interesse und 

herausgehobener Bedeutung für die Erinnerung an die Verbrechen der NS - Gewaltherrschaft 

oder der kommunistischen Diktatur in der SBZ und der DDR sein oder bisher weniger 



beachtete Aspekte, Erinnerungsräume oder Opfergruppen dieser 

Verfolgungszusammenhänge zum Inhalt haben.  

 

Als  Auswahl kriterien  der  Förderung  von  Projekten  durch  BKM  sind insbesondere relevant:  

• der  nationale oder internationale  Stellenwert  des  Ortes (in erster Linie dessen 

Bewertung in der historischen Forschung),  

• die Exemplarität für einen Aspekt der Verfolgungsgeschichte der NS -  

Terrorherrschaft oder der SED -Diktatur,  

• das  Vorhandensein  baulicher  Strukturen  oder  Geländeformationen  eines  Ortes, der 

exemplarisch für die Verbrechen der NS - Gewaltherrschaft oder der 

kommunistischen Diktatur in SBZ oder DDR steht,  

• die  wissenschaftliche Fundierung der  historischen  Wissensvermittlung sowie  

• die nachhaltige Nutzung der Projektergebnisse und Kooperationen.  

 

Kriterien mit Anforderungen an den Ort können auch durch die Schwerpunktsetzung des 

Projektinhalts erfüllt sein. Bei der Einschätzung, ob ein Projektantrag die Kriterien erfüllt, wird BKM 

von einem Expertengremium beraten.  

 
4.  Zuwendungsempfänger  
• Antragsberechtigt sind Gedenkstätten und Erinnerungsorte bzw. deren Träger sowie 

andere für die Erreichung der Projektziele geeignete Einrichtungen. 

Antragsberechtigt  sind  gemeinnützige  sowie öffentliche, rechtsfähige Einrichtungen  

mit Sitz  in Deutschland.  Ausgeschlossen von der Förderung sind Einrichtungen und 

Vorhaben, die auf eine Gewinnerzielung ausgerichtet sind.  

• Bei internationalen Kooperationen muss der Antragsteller eine in Deutschland 

angesiedelte juristische Person sein.  

• Antragstellende  Einrichtungen müssen  über  eine ordnungsgemäße Geschäftsführung 

verfügen und in der Lage sein, die Verwendung der Mittel bestimmungsgemäß 

nachzuweisen.  

• Anträge müssen über das jeweilige Sitzland  gestellt werden.  

 
 

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung  
 

5.1. Zuwendungsart  

Projektförderung  

 

5.2. Finanzierungsform  

Zuwendung  

 

5.3. Finanzierungsart  

Die Finanzierung erfolgt grundsätzlich als Fehlbedarfsfinanzierung. Sofern sachgerecht, 

kann eine andere Finanzierungsart vereinbart werden. Bei Bauvorhaben erfolgt die 

Finanzierung in der Regel als Festbetragsfinanzierung.  

 

5.4. Zuwendungsfähige Ausgaben und Kosten  

Der Bund fördert Projekte subsidiär mit maximal 50 Prozent  der zuwendungsfähigen 

Gesamtausgaben. Die Kofinanzierung muss durch eine angemessene Beteiligung des 

Landes oder der Kommune erfolgen. Die Kofinanzierung kann auch durch mehrere Länder 

oder Kommunen erfolgen. Ergänzend kann ein Teil der Kofinanzierung durc h Drittmittel 

und Eigenmittel erbracht werden. Eigenleistungen sind davon ausgeschlossen.  



 

Als Eigenmittel sind nur die für den Antragstellenden definitiv zur Verfügung stehenden 

eigenen monetären Mittel im Ausgaben -  und Finanzierungsplan anzugeben. Bis auf 

zweckgebundene Spenden dienen grundsätzlich alle Einnahmen zur Deckung aller 

Ausgaben und  können nicht an die Finanzierung bestimmter Positionen gebunden 

werden.  

 

Eine Inaussichtstellung der Gegenfinanzierung muss bei der Antragstellung vorliegen.  

Die Projektmittel von öffentlich - rechtlichen Förderinstitutionen der Länder wie z.  B. der 

LOTTO - Stiftung Berlin können als Landesmittel gewertet werden.  

Unter -  und Obergrenzen der zu beantragenden Bundesmittel sind der jeweiligen 

Ausschreibung zu entnehmen.  

 

5.5. Inaussichtstellung, Projektbeginn und Projektlaufzeit  

Mit der Inaussichtstellung wird bescheinigt, dass BKM ein Interesse daran hat, das Projekt 

zu fördern und beabsichtigt, vorbehaltlich der Verfügbarkeit der entsprechenden 

Haushaltsmittel, Fördermittel dafür bereitzustellen. Eine Inaussichtstellung stellt n och 

keine Bewilligung dar und berechtigt nicht zum Projektbeginn.  

 

Die verbindliche Bewilligung der Fördermittel erfolgt erst mit der Erteilung des 

Zuwendungsbescheids durch die Bewilligungsbehörde.  

 

Mit den Vorhaben darf vor Antragstellung und bis zur Erteilung des 

Zuwendungsbescheids nicht begonnen worden sein. Die Gewährung eines 

förderunschädlichen „ vorzeitigen Maßnahmebeginns“ durch die Bewilligungsbehörde ist 

gemäß der zuwendungsrechtlichen Vorgaben im Einzelfall möglich. Bei Baumaßnahmen 

gelten bereits durchgeführte notwendige Planungen nicht als Beginn des Vorhabens (bis 

einschließlich HOAI Stufe 4).  

 

Es können Vorhaben mit bis zu vier Jahren Laufzeit gefördert werden, wenn die 

haushaltsrechtlichen Voraussetzungen gegeben sind.  

 

Wenn ein grundsätzlich befürwortetes Projekt nicht innerhalb von vier Jahren ab 

Inaussichtstellung der Förderung durch BKM begonnen werden kann, verfällt die 

Inaussichtstellung der Fördermittel. Ein Antrag kann neu gestellt werden. In besonderen 

Fällen kan n BKM Abweichungen zulassen, insbesondere wenn Verzögerungen nicht im 

Einflussbereich des Antragstellenden liegen.  

 

 
6.  Sonstige Zuwendungsbestimmungen  

Bei gemeinsamer Förderung mit dem Land oder der Kommune entscheiden die Verwaltungen, 

wer als Bewilligungsbehörde auftritt und den, vorzugsweise gemeinsamen, Bescheid erlässt. 

Im Einvernehmen wird zwischen Zuwendungsgebern bestimmt, ob Nebenbestimmungen de s 

Landes oder des Bundes anzuwenden sind. Bei Baumaßnahmen sind auch die einschlägigen 

Vorschriften zu beachten.  

  

Projekte, die nicht mit dem EU - Beihilferecht i.S.d . Artikel s 107 Abs. 1 AEUV vereinbar sind, 

dürfen nicht zur Förderung vorgeschlagen werden. Beihilfen für Kultur und die Erhaltung des 

kulturellen Erbes sind gemäß Art. 53 der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung 

(AGVO) freigestellt. Die Einhaltung der ggf. ei nschlägigen AGVO -Regeln ist durch die 

Bewilligungsbehörde sicherzustellen.  



 

 
7. Verfahren  

 

7.1. Ausschreibung  

BKM erstellt eine Ausschreibung für die Projektförderung im Rahmen der 

Gedenkstättenkonzeption des Bundes. Mit der Veröffentlichung der Ausschreibung hat 

BKM die Stiftung Erinnerung, Verantwortung und Zukunft (EVZ) beauftragt.  

 

7.2. Antragstellung  

Die Antragstellung bei BKM (siehe unten) erfolgt über die zuständige Behörde des 

Landes, in dem der Antragstellende  seinen Sitz hat.  

Die Länder ergänzen potentiell förderfähige Anträge um eine kurze fachliche 

Stellungnahme unter Bezugnahme auf die Förderzwecke und Kriterien dieser Richtlinie, 

ergänzen ggfls. ihre anteilige Finanzierungszusage und leiten die Anträge an BKM weiter. 

Die Ei nreichungsfrist bei BKM wird in der Ausschreibung bekanntgegeben. Später 

eingehende Anträge oder wesentliche Vervollständigungen, die für die Inaussichtstellung 

der Fördermittel erheblich sind, können nicht mehr berücksichtigt werden.  

 

Nur Anträge, bei denen die erforderliche Kofinanzierung, insbesondere durch Land 

und/oder Kommune sowie ggf. durch Dritt -  und Eigenmittel, grundsätzlich in Aussicht 

gestellt ist können in das weitere Verfahren einbezogen werden.  

 

       Antragsunterlagen  

  Der Antrag muss mindestens folgende Angaben enthalten:  

• Ausführliche Projektdarstellung  

• Ausgaben -  und Finanzierungsplan und die Erklärung, dass Sie mit dem Vorhaben 

noch nicht begonnen haben und  

• Bestätigung oder Inaussichtstellung der Gegenfinanzierung der Bundesmittel,  

• Darlegung zur Ausschöpfung der Fördermöglichkeiten von Land und Kommune,  

• Erläuterung zur dauerhaften Sicherung des Betriebs bzw. Unterhalts nach 

Projektende,  

• Stellungnahme der zuständigen Landesbehörde.  

 

Für  Baumaßnahmen  gelten zusätzlich die nachstehenden Mindestbestandteile:  

• Darlegung der bedarfsauslösenden Gründe,  

• Variantenuntersuchung zur Bedarfsdeckung (z.  B. Kauf, Miete, Neubau, 

Erweiterung),  

• Ziel, den Standort, den Inhalt und den Umfang der geplanten Maßnahmen, -

Gesamtbeurteilung / Erläuterungsbericht incl. Schätzung der nach Fertigstellung 

entstehenden jährlichen Haushaltsbelastungen (Baunutzungskosten),  

• Zeitplan für die Baumaßnahme,  

• Konzeptplanung (Grundlagenermittlung und Teile der Vorplanung [z.  B. 

Vorentwurf und erste grobe Kostenschätzung nach DIN 276 gemäß 

Leistungsphase 2 HOAI mit Baupreissteigerungskosten für die nächsten zwei 

Jahre und mit Risikokosten]),  

• Raumbedarfsplan mit qualitativen Bedarfsanforderungen als 

Anforderungsraumbuch.  

 

Von BKM als potentiell förderfähig eingestufte Anträge werden den Expertinnen und 

Experten zur Beratung vorgelegt. Die Letztentscheidung bei der Projektauswahl trifft 



BKM. Anschließend informiert BKM die Antragstellenden und die Länder über das 

Ergebnis.   

 

7.3. Bewilligungsverfahren und administrative Durchführung  

Die verwaltungsmäßige Prüfung und Bewilligung der Zuwendungen erfolgt durch das 

Land (ggf. Kommune) oder eine durch eine von BKM beauftragte Bewilligungsbehörde. 

Die Bewilligung soll in einem gemeinsamen Bescheid durch nur eine Behörde erfolgen. Im 

Fall de r Bewilligung durch das Land dürfen auch für die Bundesmittel die Allgemeinen 

Nebenbestimmungen des Landes angewendet werden.  

 

Bei Baumaßnahmen werden im weiteren Verfahren ggf. die zuständigen Bauverwaltungen 

eingebunden. Alle Projektvorhaben, die ein qualifiziertes Bauvorhaben enthalten, gelten 

als Bauvorhaben, auch wenn sie weitere Förderfelder umfassen. Änderungen des 

Ausgaben -  und Finanzierungsplans sind jenseits der durch das Zuwendungsrecht 

gezogenen Grenzen nur in Ausnahmefällen möglich.  

 

Anforderung s-  und Auszahlungsverfahren  

Auszahlungsverfahren erfolgen bedarfsgerecht je nach Regelung der 

Bewilligungsbehörde.  

 

Verwendungsnachweisverfahren  

Die Prüfung des gesamten Verwendungsnachweises erfolgt durch die 

Bewilligungsbehörde.  

 

Zu beachtende Vorschriften  

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den 

Nachweis und die Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 

Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten 

Zuwendung gelten die Verwaltungsv orschriften zu § 44 BHO sowie die §§ 48 bis 

49a des VwVfG, soweit nicht in diese r Förderrichtlinie Abweichungen zugelassen 

sind. Der Bundesrechnungshof ist gem. §§  91, 100 BHO zur Prüfung berechtigt.  

 

 
8.  Inkrafttreten  

Diese Förderrichtlinie tritt mit dem Tag der Veröffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft. 

Diese Förderrichtlinie ist bis zum 31.12.2046 gültig, wenn sie nicht vorher novelliert oder 

außer Kraft gesetzt wird.  

 
 


